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Einladung zum 5. WRB-Anlass 
 

1. Teil: 

Wann:  Freitag, 14. November 2014 19.15 – 21.30 Uhr 

Wo:  Restaurant Gleis 13, Olten, 1. Stock (direkt neben dem Gleis 12) 

Wer:  öffentlicher Anlass 

Kosten: keine, freie Kollekte 

 

2. Teil: 

Wann:  Samstag, 22. November 2014 09.15 – 12.30 Uhr 

Wo:  Restaurant Gleis 13, Olten, 1. Stock (direkt neben dem Gleis 12) 

Wer:  öffentlicher Anlass 

Kosten: keine, freie Kollekte 

 

 

Lageplan Restaurant Gleis 13 in Olten (032 296 68 76) 
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Thema des WRB-Werkstattanlass in Olten 
 

„Die Geschichte und der Wandel der Linken in 

der Schweiz und darüber hinaus.“ 

 

Was heißt links? 

 

Alle schimpfen über PDS und WASG. Zeit für einen Grundkurs in linker Politik 

VON MATHIAS GREFFRATH 

Quelle: DIE ZEIT  

 

Das Gespenst einer Links-Partei nimmt zweistellige Gestalt an, und Panik 

breitet sich aus – nicht nur bei Mandatsverteidigern, sondern auch bei der 

mittelständischen Intelligentzija. Monika Maron und Klaus Harpprecht 

schießen in der Welt Sperrfeuer mit Großkalibern: Nationalismus, Demagogie, 

Charakterfehler. Im FA Z - Feuilleton lesen wir Populistisches über "Lafontaines 

klotzige Villa in Saarlouis". Und in der taz hält ein staatsalimentierter Kreativer 

das bloße Wort "Gewerkschafter" für ein Argument. Allenthalben 

argumentfreie Ausgrenzungsrhetorik. Vulgärmarxisten könnten jauchzen: Die 

Sinnlieferanten der "Neuen Mitte" vertreten wie auf Knopfdruck ihr 

Klasseninteresse – die Überflüssigen so billig wie möglich zu ernähren und den 

Lohn deutscher Putzfrauen von der Steuer abzusetzen, wie Peter Hartz es 

vorgeschlagen hat. "Die märchenhafte Gier der Mittelschichten" hat Peter 

Glotz das genannt. 

Die Stigmatisierung der "Linkspartei" als extremismusverdächtige, unhippe 

Loser-Bewegung wird ihren Einzug ins Parlament nicht verhindern. Zu realistisch 

das Unsicherheitsgefühl in den unteren Rängen; zu tief bei allen 

Gewerkschaften die Überzeugung, den "strategischen Bündnispartner 

verloren" zu haben (DGB-Chef Sommer); zu populär die Großparole, mit der 

die neue sozialdemokratische Partei das ungenutzte Label "links" requiriert hat: 

Gerechtigkeit. 

Angesichts derart heftiger Emotionen müssen wir wohl die alte Frage, was 

denn nun "links" im globalen Kapitalismus sei, noch einmal durchnehmen – 

zusammen mit der neuen, ob die frisch geschmiedete Formation mittelfristig 

eine Alternative zur SPD werden kann. 

Was also ist "links"? Zunächst das Grundsätzliche: Die Emanzipation der 

unteren Schichten zum Bürger ist erst vollendet, wenn neben der Freiheit von 

http://www.zeit.de/schlagworte/personen/monika-maron
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/lafontaine
http://www.zeit.de/schlagworte/orte/saarlouis
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/peter-hartz
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/peter-glotz
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/peter-glotz
http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/spd
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politischer Willkür und der Gleichheit vor dem Gesetz auch die Solidarität zum 

Grundgesetz der Gesellschaft wird. In der Industriemoderne heißt das 

"organische Solidarität" (Émile Durkheim): An die Stelle von moralisch 

motiviertem "Eintreten für die Schwachen", Almosen und Familienbanden tritt 

das reale Band der Arbeitsteilung, das die Gesellschaftsgenossen einander 

verpflichtet. Die Kämpfe der Arbeiterbewegung hatten deshalb das Recht 

auf Arbeit zum Ziel, ersatzweise die Vollbeschäftigung – weil nur diese die 

Macht des Kapitals balancieren und damit "bürgerliche Würde" schaffen 

kann. Das ist der Kern des linken "Egalitarismus" – und nicht 

Einkommenspunkte. Solidarität herrscht unter Gleichen. Arbeitslosigkeit oder 

verordnete "Beschäftigung" in einem öffentlichen Dienst zweiter Klasse schließt 

Millionen von Menschen aus der Gesellschaft selbstverantwortlicher Bürger 

aus – genauso wie ein Grundeinkommen für Arbeitslose. 

Links ist – zweitens – ein Sozialstaat, der "einheitliche" Lebensverhältnisse 

garantiert (siehe Grundgesetz-Artikel 20, 72 und 106), nicht als "Wohltaten", 

sondern als Voraussetzung der Demokratie. Nur, wenn Menschen frei von 

existenzieller Unsicherheit sind und frei, sich zu bilden, können sie politisch frei 

urteilen und handeln (das war der rationale Sinn des Dreiklassenwahlrechts). 

Aufgeklärte Bürger wie Walter Rathenau plädierten deshalb für eine strikte 

Verpflichtung der Großunternehmen auf das Gemeinwohl und die 

konfiskatorische Besteuerung von Einkommen, die nicht aus Erwerbsarbeit 

resultieren und "verdienstlosen Massenerben" – zugunsten der 

"munizipalsozialistischen" Einrichtungen und des öffentlichen Wohlstands. 

Solange die Lebenschancen des Einzelnen noch auf Erbe und Familie 

beruhen, haben wir das "menschliche Tierreich" des Marktes (Hegel) nicht 

verlassen, bleibt Demokratie also immer noch Aufgabe. 

Und drittens hat die "linke" Idee von Fortschritt einen qualitativen Kern – auch 

darin nicht anders als die "bürgerliche". Nach ihr dient Technik dazu, unnötige 

Arbeit abzuschaffen und die Arbeitszeit aller zu verkürzen, damit 

Zeitwohlstand entsteht: für kulturelle Betätigung, Dienst am Nächsten und die 

Heilung der Wunden, die Industrie und Kapital geschlagen haben. Diese 

Fortschrittsidee reicht von Campanella über Marx und Keynes bis ins Berliner 

Programm der SPD. 

Soweit die Basics. Für Linke gelten sie auch im Zeitalter der Globalisierung. 

Allerdings unter erschwerten Bedingungen: Die Exterritorialität der großen 

Unternehmen und Vermögen nimmt den Staaten die Steuersouveränität; die 

Nationalökonomien zerfallen in einen prosperierenden internationalen Sektor, 

einen schrumpfenden der lokalen Produzenten und einen wachsenden der 
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Überflüssigen. Der globale Wettbewerb des Kapitals zieht die schrankenlose 

Konkurrenz der Arbeiter nach sich. Die Produktivitätsrevolutionen machen die 

technologische Arbeitslosigkeit chronisch. Die implizite Vision des neuen 

Vulgärliberalismus ist die naturwüchsige Entwicklung zum weltweiten 

Marktstaat, in dem die Politik nur noch die Funktion hat, die Sicherheit der 

Finanz- und Warenströme zu garantieren, die Kriminalität zu dämpfen, 

Basisqualifikationen zu vermitteln, ein Staat, in dem die Demokratie auf 

Akklamation schrumpft. 

Links ist also zuoberst eine politische Re-Regulierung der Weltmärkte. Das ist 

inzwischen Allgemeingut: von Wolfensohn bis Attac, von Ratzinger bis 

Schröder. In der Praxis haben die Steuerleute des ökonomisch-ideologischen 

"Imperiums" Ansätze zur Behauptung der Bürgergesellschaft gegen den Markt 

erfolgreich verhindert. Wie man an Lafontaine sieht, kann schon die 

Absichtserklärung politisch tödlich sein. An einem Neuaufbau politischer 

Souveränitäten aber hängen auch die anderen Jahrhundertaufgaben: der 

Übergang zu erneuerbaren Energien, die Linderung des Bevölkerungsdrucks, 

die globale Bewirtschaftung von Natur, Wasser und Rohstoffen. 

Nationale Rückzüge sind angesichts dessen reaktionär. Linke sind 

Universalisten, sie werden also dem gewaltigen Kapitaltransfer in die armen 

Länder nichts entgegensetzen, ihn im Gegenteil für höchst wünschbar halten 

– allerdings nur, wenn er den "globalen Süden" entwickelt und nicht zu einem 

weltweiten Verfall der Löhne und einem Abriss der Sozialstaaten bis auf die 

Grundfesten führt – und damit zum Substanzschwund der Demokratien. Nach 

Lage der Dinge wäre allenfalls ein sozialdemokratisches Europa fähig, den 

Aufbau transnationaler politischer Körperschaften voranzutreiben – aufgrund 

seines politischen Erbes, seiner entwickelten Staatlichkeiten, seiner guten 

Erfahrung mit der Delegierung von Souveränität. Und weil seine Bürger ihre 

historisch erarbeitete Lebensweise nicht aufgeben wollen. 

"Europäisch links" wäre also eine Trippelstrategie: erstens kraftvolle Initiativen 

für eine neue internationale Finanz- und Handelsordnung, die es den Staaten 

wieder ermöglicht, Steuern einzunehmen – ein langfristiges Unternehmen, das 

wohl nur im Gefolge schwerster Wirtschaftskrisen angegangen werden wird. 

Zweitens: die nur mit westeuropäischem "Wohlstandsverzicht" zu erkaufende 

sozialpolitische Komplettierung Europas durch transnationale Sozial- und 

Versicherungssysteme, ohne welche die freie Mobilität von Arbeit und Kapital 

die Gesellschaften immer weiter spalten wird; dazu Großprojekte, die 

Arbeitsplätze und nachhaltige Zukunftssicherung schaffen (etwa ein Crash-

Programm für erneuerbare Energien oder Verkehrsnetze, wie Jacques 

http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/attac
http://www.zeit.de/schlagworte/orte/europa
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/jacques-delors
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Delors sie 1991 vorgeschlagen hat). Beides setzte den Mut zu 

industriepolitischen Inititiativen und eine Rücknahme der überzogenen 

Deregulierung voraus. Hier läge die große Aufgabe für eine wiedergeborene 

europäische Sozialdemokratie. Sie könnte auch als einzige der Neuen Mitte 

die Opfer interpretieren, die dazu von ihr gebracht werden müssen: ein 

Tausch von Konsumerweiterung gegen Zukunftssicherung, eine dynamisch-

konservative Bewahrung des "European Way of Life" und die Entfaltung 

wissenschaftlich-technischer Kreativität. Technik, mit der sechs Milliarden 

Menschen leben können, und Zeitwohlstand für die frühindustrialisierten 

Gesellschaften – das wäre die europäische Vision. Sie könnte sogar 

skeptische Jugendliche beleben. 

Diese beiden grand left designs sind derzeit höchst unwahrscheinlich, denn sie 

rechnen nicht in Legislaturperioden, sondern mit Notwendigkeiten. Deshalb 

also der dritte Schritt: den gesellschaftlichen Spaltungstendenzen im 

nationalen Rahmen zu begegnen und dabei die Tür für ein modernisiertes 

Europa nicht zu schließen. Wo wäre also ein wahlkampftaugliches "linkes" 

Regierungsprogramm, das Wegmarken zu diesem Ziel setzen könnte? Seine 

Konturen liegen auf der Linie von Peter Bofingers Zehn-Punkte-Programm 

"Wohlstand für alle", das eine Anleitung zum Bohren nahe liegender, 

gleichwohl dicker Bretter enthält: Koordinierung von Steuerpolitik und 

Sozialstandards in der EU; Senkung der Lohnnebenkosten und neue Steuern 

auf Körperschaften, Einkommen, Vermögen; Einbeziehung von 

Selbstständigen und Beamten in die Sicherungssysteme; vor allem: forcierte 

(notfalls kreditfinanzierte) staatliche Investitionen in Bildung und zukunftsfähige 

Infrastrukturen statt verpuffender Steuersenkungen; Subventionierung 

sozialversicherter Arbeitsplätze anstelle der Begünstigung von Tagelöhner-

Jobs. Und schließlich: Lohnzuwächse nach der alten Formel 

"Produktivitätsentwicklung plus Inflationsrate", damit der Binnenmarkt nicht 

weiterschrumpft. Die meisten dieser Punkte finden sich übrigens auch 

verstreut in den – noch nicht ganz homogenisierten – Überlegungen, die im 

Umkreis der WASG/PDS-Fusion angestellt werden. 

Die nächste Stufe wäre dann eine allgemeine, sehr langfristig angelegte 

Arbeitszeitverkürzung, die dauerhaft mehr anspruchsvolle decent jobs schüfe 

anstelle von Dienstboten für High-Performer und unwürdiger Billigstarbeit. Die 

Voraussetzung dafür wäre ein Bildungssystem, das nicht nur besser qualifiziert, 

sondern die Menschen auch geistig befähigt, in der "freien" Zeit Tätigkeiten 

nachzugehen, die im humanistischen Menschenbild ohnehin weder dem 

Markt noch einer Staatsbürokratie unterworfen sein sollten: Kindererziehung, 

http://www.zeit.de/schlagworte/personen/jacques-delors
http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/eu
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Altenpflege, kulturelle Eigentätigkeit. "Dreizeitgesellschaft" nannten 

die Grünendas einmal, und in den achtziger Jahren hielt selbst 

die CDU Kongresse ab, auf denen solches gedacht wurde. 

Da kommt natürlich der Einwand: retro, politischer Gestaltungsgrößenwahn, 

kulturrevolutionäre Allmachtsfantasie. Vor allem: von den Verhältnissen, von 

Kulturindustrie, Sat.1 und anderen Individualisierungsmaschinen längst 

historisch überrollt. Da ist was dran. Aber "links" ist ein Langzeitprojekt. Und 

Fortschritt heißt, wie Diderot sagte: falsche Ideen vom Sockel stoßen und zu 

Unrecht gestürzte wieder draufstellen; oder, mit den aktuellen Worten 

von Michel Rocard: "Wir müssen uns wieder daran gewöhnen, Dinge zu 

sagen, die wir uns verboten haben – aus Angst, ausgelacht zu werden." 

In Erwartung einer Koalition also, die – in welcher Zusammensetzung auch 

immer – auf der Linie Agenda 2010/Hartz IV weitermachen wird (nebst einer 

Mehrwertsteuererhöhung – bekanntlich neben Staatsschulden der 

zweitstärkste Hebel indirekter Umverteilung), geht es nicht nur um das 

demokratische Minimalgebot, der steigenden Zahl von "Modernisierungs"-

Verlierern eine parlamentarische Repräsentanz zu geben. Wichtiger wäre, 

darüber zu streiten, wie Gerechtigkeit organisiert werden soll, da wir sie 

offenbar nicht mehr durch Wachstum ersetzen können, und die sozialen 

Zukunftskonzepte – die außerhalb der Parlamente längst vorgedacht sind – in 

den öffentlichen Raum zu heben. Sagen wir ruhig: Nötig wäre ein 

parlamentarischer Arm von Attac und all den konzeptuellen Intellektuellen, 

die noch nicht abgeschnallt haben. 

Nach Zusammensetzung und Perfomance der Newcomer, angesichts der 

gebrochenen innerparteilichen SPD-Dissidenten, des postmodernen Unernstes 

der Kulturlinken und ihrer Ferne zu den Ausdrucksformen und 

Sicherheitsbedürfnissen der kleinen Leute, ist die Erwartung, die neue 

Formation werde das leisten, nicht sehr hoch. Nur, auf Dauer ist ein 

Parlamentarismus unerträglich, der nicht auf der Höhe der realen Gegensätze 

ist – wie Niklas Luhmann es schon zur Wahl von 1998 anmerkte. In einem 

Parlament des 21. Jahrhunderts müsste eine Partei der nationalkapitalistischen 

Stärkung für den Weltkmarktkrieg mit einer Fraktion konkurrieren, die, auch 

gegen die kurzfristigen Wünsche und Beharrungen der Bürger, deren 

Zukunftsinteressen vertritt und die globalen großen Aufgaben angeht. Ob die 

neue "Linkspartei" bei einer solchen, politisch wünschenswerten und historisch 

notwendigen Spaltung (aller) Parteien und ihrer Neuordnung – sagen wir 

grob, zu einer Merz/Clement-Formation und einer Geißler/Nahles-Linie – eine 

Katalysatoren-Rolle spielen oder ob sie die gegenwärtige Erstarrung eher 

http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/gruenen
http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/cdu
http://www.zeit.de/schlagworte/personen/michel-rocard
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verstärken wird? Das wäre doch eine wirklich interessante Frage fürs politische 

Feuilleton. 

Zurück an die "Basis", denn da entscheidet es sich: Wer ist heute noch links? 

Nun, der sechzigjährige Attac-Aktivist, der auf die Frage, wie langfristig das 

gedacht sei, mit der "anderen Welt, die möglich" sein soll, antwortet: "Ach, 

Jahrhunderte." Die junge Verkäuferin bei Karstadt, die sagt: "Ja klar, ich würde 

auch zehn Prozent weniger arbeiten für zehn Prozent weniger Lohn, wenn 

dafür zehn Prozent mehr eingestellt würden." Der konservative Präsident des 

Sparkassen-Verbandes, der die Liberalisierungspolitik von IWF und EU kritisiert, 

weil er kleine Selbstständige und Staat in Gefahr sieht. Der Solar-Ingenieur, der 

im Übrigen meint, dass die Steuern da anfallen müssen, wo die 

Wertschöpfung am höchsten ist – also beim maschinenfixierten Kapital. Der 

mittelständische Unternehmer, der seine Steuerpflicht nicht exportieren kann. 

Die Eltern, die sich keine privaten Lehranstalten leisten können und wollen. Der 

promovierte, minijobbende Neo-Keynesianer ohne Sozialversicherung. Sie alle 

haben zurzeit keine parlamentarische Vertretung, sie alle haben einen Blick 

fürs Ganze. Und der ist nicht auf "links" beschränkt, sondern wahrscheinlich der 

kostbare säkulare Rest der alten Religion. 

 

 

Wir freuen uns auf Dich! 

 

Das Kernteam der WRB      Oktober 2014/NW 

 

 

Dank an alle bisherigen Spenderinnen und Spender: Konto 45-171365-9 
Stand: 13. Oktober 2014 (Irrtum Vorbehalt) 

 

Roland Ziegler, Unternehmer 

Sozialdemokratische Partei des Kantons Solothurn 

Andreas Gross, Nationalrat 

Prof. Uchtenhagen, Zürich 

Daniela Gerspacher, Oensingen 

Teilnehmerin (Barspende), Name nicht mehr bekannt 

Ruth Bürgler, Trimbach 

Jörg von Arx, Olten 

Irene Lüscher, Bellach 

Conny Wagner, Sursee 

http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/karstadt
http://www.zeit.de/schlagworte/organisationen/iwf
































































Gastvortrag von Andreas Gross (Schweiz)
Pol‘wiss/Lehrbeauftragter/NR/Europarat

Vorsitzender d. Sozialdemokraten in der Parl. V‘lung des ER

Volkshochschule, Konstanz, den 9. Mai  2012
Info@andigross.ch / www.andigross.ch

Die EU und die Demokratie 
brauchen einander

Wie zusammenkommen kann, was 
zusammengehört 



1. Die EU muss auf  eine stärkere 
demokratisches Grundlage gestellt 
werden: Auf eine föderalistische 
europäische Bundesverfassung

2. Die Entmachtung der Demokratie 
kann nur mit deren 
transnationalen Verfassung 
aufgehalten werden.

Die 4 Leitthesen dieses Vortrags:



3. Die notwendige demokratische euro-
päische Bürgerbewegung würde mög-
licher, wenn auch zu Hause die Rechte 
der Bürger durch den Einbau direkt-
demokratischer Rechte gestärkt würden.

4. Schaffen wir diese Erweiterung der 
Demokratie und die Stärkung der EU 
nicht, so ist die EU als Projekt gefährdet 
und der europaweit aufkommende 
Nationalismus nur schwer zu bändigen. 

Die 4 Leitthesen dieses Vortrags:



Leon Blum (1872-1950), 
1941:

« Mann muss es vor aller Welt mit tiefster und 
unbeugsamster Überzeugung aussprechen: aus 
diesem Kriege müssen endlich durch und durch 
starke internationale Einrichtungen und eine durch 
und durch wirksame internationale Macht 
hervorgehen, sonst wird er nicht der letzte 
gewesen sein. (...)

Die internationale Gemeinschaft muss mit den Organen 
und der Macht versehen sein, die ihr die Erfüllung 
ihrer Funktionen erlauben. Ich verstehe darunter, 
dass sie klar und einmütig als ein oberster Staat 
über den nationalen Souveränitäten eingesetzt 
wird... Und dass die angeschlossenen Nationen die 
Begrenzung oder die Unterordnung ihrer eigenen 
Souveränität in Kauf nehmen (müssen). »



Altiero Spinelli (1907-1987), 
1941:

« Die Übel der internationalen Unordnung rühren einzig und 
allein daher, dass es kein internationales Gesetz gibt.... 
Zu beseitigen sind diese Übel nur durch die Schaffung 
von Institutionen, die ein internationales Gesetz 
ausarbeiten und durchsetzen, das die Verfolgung von 
Zielen verhindert, die nur einer Nation Nutzen, den 
anderen aber Schaden bringen.

Diese Ordnung kann... Durch eine föderative Regelung 
geschaffen werden, die zwar jedem einzelnen Staat die 
Möglichkeit lässt, sein nationales Leben so zu gestalten, 
wie es am besten ... Passt, die aber der Souveränität 
aller angeschlossenen Staaten die Mittel entzieht, mit 
denen diese ihre partikularistischen Egoismen zur 
Geltung bringen könnten, und die ein internationales 
Gesetzeswerk schafft und wahrt, dem alle in gleicher 
Weise unterworfen sein  müssen.“



Jean Monnet  (1888-1979), 
1943:

« Es ist unerlässlich, die entscheidenden Massnahmen vorzusehen, 
die den Kontinent Europa daran hindern, zum Chaos zu 
werden, und die Grundlagen legen, die seinen Wiederaufbau 
erlauben.....Wenn den Völkern Europas nichts 
vorgeschlagen wird, würde nochmals der Glaube 
triumphieren, dass durch Nationalismus und erneuerte 
nationale Souveränität in all ihren politischen wie 
wirtschaftlichen Formen die Ängste der Völker besänftigt und 
die Probleme der Zukunft geregelt werden könnten.

Es wird keinen Frieden in Europa geben, wenn die Staaten sich auf 
der grundlage nationaler Souveränität mit allem, was das an 
Prestigepolitik und Wirtschaftsprotektionismus mit sich bringt, 
rekonstruieren. ...

Es kommt darauf an, dass die Wiederherstellung wirtschaftlicher 
Souveränitäten verhindert wird....Die Länder Europas sind zu 
klein, um ihren Völkern den Wohlstand gewährleisten zu 
können, den die modernen Bedingungen ermöglichen. Sie 
brauchen grössere Märkte.“



Paul-Henri Spaak (1899-
1972), 11.12.1951:

« Ich bewundere jene, die bei dem gegenwärtigen Zustand 
Europas so ruhig bleiben können....

Das Europa, von dem wir hier sprechen, ist einmal ein 
Europa, das wir schwer haben verstümmeln lassen. 
Ein Europa ohne Polen, ohne Ungarn, ohne den 
Balkan....

..bald wird man von den Kontinentaleuropäern sagen, dass 
sie das Nichtmittun Englands nur als Vorwand 
nehmen, um Europa nicht zu schaffen...

Wir hätten sagen müssen: Wir werden uns die Europäische 
Gemeinschaft vorstellen....

Ob wir es gern hören oder nicht, heute ist es nicht mehr 
diese Versammlung, die die Sache des Vereinigten 
Europas vertritt... Deshalb will ich meine ganze 
Handlungsfreiheit zurückgewinnen.... Und wirklich für 
Europa kämpfen !“



1951:Montanunion statt europ.  
Demokratie und Verfassung

1. Wirtschaft statt Politik; Vertrag statt 
Verfassung; Regierungen statt 
BürgerInnen

2. Weshalb ?
3. Europa fehlte der Wille und die 

Souveränität; der Nationalismus 
überlebte den Krieg mehr als erhofft, der 
Kalte Krieg restaurierte ihn 
paradoxerweise; Europaprojekte 
langezeit elitär, keine 
Volksbewegung(en)....



Der „Umweg“ ist für das 
20.Jh. kein „Königsweg“ !

1. Bis 1989 keine echte Alternative !
2. Doch weshalb 1991/92 bloss « Euro » und 

keine europäische Verfassung und 
Demokratie ? Defizite der Globalisierung 
noch nicht erkannt !

3. Folge: Wachsende Kluft zwischen EU und 
BürgerInnen: DK/F 1992; Irland Ende 1999;
NL/F 2005
2000-2009: « Überstürzte, nachgeholte, 
exekutiv beherrschte halbe 
‚Verfassungs/Vertragsgebung‘ scheiterte »
Wer nimmt 2012 das Projekt wieder auf ?



Die „wilde Globalisierung“ der 1990er 
Jahre bestätigte die ursprünglichen 

Thesen der Europa-Pioniere

1. Wirtschaftlich ist die Grösse der Märkte logisch.
2. Märkte allein nehmen aber auf Menschen und 

Natur keine Rücksicht: Sie müssen politisch 
gezähmt, zivilisiert, eingehegt werden

3. Dazu benötigen wir entsprechend legitimierte 
politische Institutionen und Regeln.

4. Die föderalistische Europaverfassung als erster 
Schritt zur grossen Utopie der Weltverfassung.

5. Verschafft die Krise 2008/2009 dieser Erkenntnis 
die notwendige Basis ?



Der EU fehlt heute das, was eine 
transnationale föderalistische 

Demokratie leisten könnte

1. Direkte Legitimierung
2. Dezentralisierung und klare 

Aufgabenteilung
3. Transnationale Öffentlichkeit
4. Bürgerliche Identifikationsmöglichkeiten
5. Hohe Integrationskapazitäten
6. Transnationale Identitäten und 

Identifikationsmöglichkeiten



Das Verfassungsprojekt muss 
wieder aufgenommen werden

1. Mehr Demokratie bedeutet immer eine 
neue Machtverteilung: Die wird nicht von 
jenen angestossen, die heute genügend 
Macht haben.

2. Wahlen zu Hause und in der EU nutzen 
!

3. Neue EBI (seit April 2012) nutzen für 
eine « Verfassungs-Bürger- Initiative »

4. Die Demokratisierung der Demokratie 
zu Hause beginnen !



Andi Gross,  

Morschach/SZ, 24.1.2014 
SP-Fraktionsklausur zu Europa und EU: 
«Mehr Demokratie in Europa: Wie die Weichen neu stellen?» 
 
 
 

Mehr Demokratie in Europa: 

Die europäische Verfassungsfrage 
 

17 Erinnerungen, Thesen, Fragen, Vorschläge, Reform-Perspektiven 

 

 
 
 
 

1. Keine neue Frage: Die konkrete Utopie der Europapioniere von 1943-48; so der 
belgische antifaschistische Widerstand in seiner Zeitung 1942: «Wir müssen es 
auf europäischer Ebene nach dem Krieg so machen wie die Schweizer Kantone 
1848!» 
 

Verfassung steht immer für nationale bzw. europäische Verfassungsreferenden: 
Das heisst, Staats-Verträge kann man machen, ohne die Bürger/innen zu fragen, 
Verfassungen hingegen nur mit den Bürger/innen.  
 

2. Die parlamentarische Versammlung des im Mai 1949 gegründeten Europarates 
hätte die verfassungsgebende Versammlung dieses föderalistisch und demokra-
tisch verfassten Europa werden sollen; Dez. 1951 historisch gescheitert; 1. ER-
Präsident Paul Henri Spaak tritt aus Protest zurück. (Denis de Rougemont, 1950, 
in seinem Flugblatt vor dem Strassburger Europahaus: «Verteidigt nicht (schein-
bare nationale Souveränität), was Ihr gar nicht besitzt!» 

 
3. Das französische. Aussenminister/Direktor-Duo Schuman & Monnet antizipier-

ten das Scheitern des verfassten politischen Europa und lancierten zur Rettung 
der Idee der Einigung Europas einen Staats-Vertrag zur gemeinsamen Verwal-
tung der Stahlindustrie derjenigen Länder, welche bereit waren, Souveränität zu 
delegieren und zu teilen.  

 
   

  Vertrag statt Verfassung; Regierungen statt Bürger/innen; Wirtschafts- 
  integration statt politisch-demokratische Integration. 

 
Die politische Figur der Montanunion wurde zur Struktur der 6er EWG (1957) 
und ist bis heute das Grundmuster der 28er EU-Polity (Kommission mit aus-
schliesslich Gesetzesinitiative, (Mit-)Gesetzgeber Ministerrat, bzw. europäischer 
Rat, Luxemburger EU-Gericht, seit 1979 direkt gewähltes, immer noch mit zu we-
nig Kompetenzen ausgestattetes EP). 
 

4. 1990/1991 waren die Ursachen, weshalb anfangs der 1950er die ursprünglich 
für die EU gedachte Form – föderalistisch verfasst – unmöglich war, überwunden: 



Keine Spaltung mehr, Europa konnte über sich verfügen, gesellschaftlich und 
wirtschaftlich hoch integriert. 
 

Doch den 12 Regierungschefs war am Maastrichter-Gipfel 1991/92 diese Mög-
lichkeit mehrheitlich egal. Sie schufen, was Monnet/Schumann sich nie hätten 
vorstellen können: Eine gemeinsame Währung (Euro) ohne gemeinsame Demo-
kratie und ohne gemeinsames wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisches Funda-
ment.  Sie dachten immer noch zu nationalistisch, die fehlende europäische De-
mokratie war zum Regieren durchaus angenehm – und einen entsprechenden 
Druck aus der Bürgerschaft war nicht zu vernehmen. 
 

5. Zwar nahm das erstmals zur europäischen Integration gefragte französische Volk 
den „Vertrag von Maastricht“ im Plebiszit von September 1992 mit 50,5%  Ja nur 
ganz knapp an, und der damalige EG-Präsident Jacques Delors zog am Tag danach 
in der „Liberation“ durchaus die richtige Schlussfolgerung „Bis jetzt haben wir 
Staaten integriert, jetzt müssen wir die Menschen zusammenbringen.“, doch es 
folgten keine entsprechenden Reformen. Im Gegenteil. 
 

6. Ende 1999/2001 war es fast so weit. Nach Aussenminister Fischers Plädoyer für 
eine europäische Verfassung und der selbstkritischen, vom liberalen belg. Pre-
mier Verhofstadt inspirierten Lakener-Erklärung liess der europäische Rat einen 
zweiten Konvent zu; doch in beiden fehlten die Mehrheiten für einen echten eu-
ropäischen Verfassungsgebungsprozess. Der Versuch mündete im Ungetüm eines 
sogenannten Verfassungs-Vertrags und scheiterte 2005 am negativen Ausgang 
der Plebiszite in den Niederlanden und in Frankreich. Heraus kam wieder ein 
klassischer Vertrag, der Lissabonner-Vertrag. 
 

 

Der Lissabonner-Vertrag brachte einige politische Aufwertungen der nat.   
Parlamente (Subsidiarität), ebenso des  EU-Parlaments (Wahlbehörde der 
Kommission, EP ist seit 2009 Teil des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens 
in weiteren 40 Bereichen, gleichberechtigt mit dem Ministerrat bei Entschei-
den über den EU-Haushalt) und für die Bürger (ECI). Aber: Eine von BügerInn-
nen  getragene Verfassung als eigentliches Fundament fehlt nach wie vor. 
 

 
7. Wie sehr das Primat der Politik in der EU erodiert und wie sich die Machtverhält-

nisse von der Politik auf die Wirtschaft verschoben haben,  zeigte sich nach 2008 
angesichts der Banken- und Finanzkrise. Der Euro wurde ohne das gemein-
schaftsorientierte wirtschafts- und finanzpolitische Fundament zum Spalter der 
EU. Europa wird wegen diesem mangelnden Fundament von immer mehr Men-
schen als Problem  und nicht mehr als Problemlöser empfunden. Die Interessen 
von Millionen von Arbeitern und Angestellten gerieten unter die Räder. Ihren 
Stimmen sowie entsprechenden anderen Politiken war in den Strukturen der EU 
kaum Gehör zu verschaffen. 

 
8. Die Konsequenz: Die Nationalisten waren in der EU heute noch nie so stark. Dem 

EP droht erstmals in der Geschichte eine Zusammensetzung mit mehr als einem 
Drittel Anti-Europäer. 

 



9. Das Dilemma: Die EU braucht zur Überwindung der verschiedenen wirtschaftli-
chen Krisen mehr Kompetenzen; ihr werden diese aber so lange nicht mehr zuge-
standen, als diese ohne demokratische Kompensation abgegeben werden müs-
sen. Das heisst mehr Kompetenzen in einigen Bereichen sind nur mit einer 
gleichzeitigen Demokratisierung der EU zu realisieren. 

 

Die vermeintlichen Alternativen: Mehr Macht den Regierungschefs (Merkel) oder 
mehr Macht der Kommission über die parlamentarischen Kernhoheiten (Budget) 
finden keine Mehrheiten in der EU und stellen das europäische Integrations-pro-
jekt ebenso und ganz grundsätzlich in Frage. Mehr Macht für die EP wird allein 
auch nicht akzeptiert als Problemlösungsperspektive. Erst recht nicht die Auf-
wertung der nationalen Parlamente zu europäischen Gesetzgebern. 

 

Der Moment zum Umbau ist da. Dessen Notwendigkeit für Europäer und  De-
mokraten und jene, welche unter Freiheit, das Recht, die Möglichkeit und die Fä-
higkeit verstehen, die wesentlichen Elemente der Lebenswirklichkeit gemeinsam 
selber bestimmen zu können, auch.  

 
10. Europa braucht heute nicht nur mehr genuin europäische Demokratie, son-

dern die Demokratie braucht auch die EU, die transnationale Ebene, wenn 

sie ihre substanziellen Versprechen in den kommenden Jahren auch/wie-

der einlösen will.  
 

Ansonsten gleicht sie immer länger dem Steuerruder eines Schiffes, das nicht 
mehr ins Wasser reicht und so das Schiff anderen Kräften folgen lässt als jenen, 
die am Steuerruder zu sitzen glauben. 
 

11. Doch eine Lehre aus der Vergangenheit ist dringend: Mehr Demokratie kann man 
nicht nur für die Bürgerinnen und Bürger einrichten und verfassen, sondern nur 
mit ihnen.  
 

Damit dies möglich ist, muss man beispielsweise auch zeigen, dass eine gemein-
same europäische Verfassung die Basis schaffen könnte für eine europäische Ar-
beitslosenversicherung oder die Kompetenz für ein echt föderalistisches europ. 
Zweikammerparlament (der Senat würde von den nationalen Parlamenten ge-
wählt), mit Verfassungsänderungen auch kapitalbegünstigende und die Arbeit 
diskriminierende Urteile des Luxemburger EU-Gerichtes zu „korrigieren“. 
 

12. Ohne dass sich die Bürgerinnen und Bürger kontinental und massenweise einge-
mischt hätten, wäre Politik heute immer noch Männersache, die Sicherheitspoli-
tik eine Sache der Generäle und Offiziere, die Energiepolitik eine Affaire der 
Atomenergie-Multis, die Entwicklungszusammenarbeit wenn überhaupt von den 
Multis geprägt. 
 

Das Wirtschafts-Europa hat sich der Menschen immer bedient und die Menschen 
haben sich dieses Europa noch nie zu ihrer eigenen Sache gemacht; schon gar 
nicht transnational, eben europäisch, und in einer radikaldemokratischen Re-
formperspektive. Wundert es uns da noch, dass Europa heute in einer so 

schlechten Verfassung ist?  
 

Der Aufbau einer starken transnationalen BürgerInnen-Bewegung für ein demo-
kratisches Europa und eine europäisch verfasste Demokratie ist mehr als drin-
gend. Entsprechende Anstrengungen und Anfänge gilt es überall zu unterstützen. 
 



13. Die europäische Integration ist ein Prozess, der nicht endet. Er ist heute „bloss“ 
mit seiner grössten Krise, seinem alten zentralen Strukturproblem konfrontiert. 
Er kann auch neue Formen annehmen. So ist den meisten klar, dass die langsame 
oder schnelle Implosion der jetzigen EU, sofort eine neue Form eines noch stär-
keren Kerneuropas mit sich bringen würde. Für die Schweiz keine besonders hei-
tere Perspektive: Denn seine Nachbarn und wichtigsten Partner wären auch bei 
dieser neuen EU dabei, allerdings noch unnachsichtiger gegenüber helvetischen 
Sonderwegen als die gegenwärtige EU. 
 

14. Allein, ohne die transnationale Gemeinschaft, kann kein Nationalstaat  – 

weder ein grosser wie D oder F, noch ein kleiner wie die CH – die Demokra-

tie und die oben definierte Freiheit – und im Falle der Schweiz auch ihre in-

dustrielle Basis – verteidigen, beziehungsweise retten.  
 

Allein ginge die Schweiz den Weg zu einem grossen Finanz-Monaco. Doch sind 
wir uns bewusst, dass die „Schweiz“ schon heute bei vielen als Chiffre gilt für ei-
nen Staat, der nicht mehr an der Gestaltung seines Umfeldes mitwirken möchte? 
 

 

Gerade darum hat auch die Sozialdemokratie in der Schweiz eine entschei-
dende Aufgabe: sich für den fortdauernden Prozess der europäischen Integra-
tion einzusetzen und die Demokratisierung Europas immer wieder einzufor-
dern, zu denken  und mitzugestalten. Wir müssen eine stützende, europarefor-
merische Stimme sein  mit einer eigenen transnationalen Reformperspektive. 
 

 
15. Heute ist die europäische Gesellschaft integrierter und existenziell noch mehr 

voneinander abhängig als die schweizerische 1847/48. Würden wir einen Bund 
akzeptieren, den der Zürcher Regierungspräsident regieren würde in Absprache 
mit seinem Berner Kollegen? Würden wir akzeptieren, dass statt der Bundesver-
sammlung die Konferenz der Kantonsregierungen Bundesrecht schaffen würde? 
Würden wir als Glarner oder Thurgauer Kantonsräte Tausende von interkanto-
nalen Regierungsvereinbaren akzeptieren, welche statt den Bundesgesetzen die 
Schweiz und damit auch weitgehend Glarner und Thurgauer Lebenswirklichkei-
ten bestimmen würden? Ganz abgesehen davon, dass die meisten Realitäten von 
Berlin, Washington  und Peking geprägt würden. 
 

16. Vergessen wir nicht, wie im Eishockey oder im Billard erfolgreich gespielt wird: 
Es muss über die Bande gespielt werden. Das heisst wir können europapolitisch 
in der Schweiz nur erfolgreich sein, wenn wir europareformerisch auftreten re-
den und handeln und nicht unüberlegt den Europa-Skeptikern in die Hand spie-
len. Je besser uns dies zusammen mit anderen europäischen Demokraten und De-
mokratinnen gelingt, um so mehr können wir Europa demokratisieren, die De-
mokratie restaurieren und in der Schweiz Mehrheiten davon überzeugen. 

 
17. Der Bund muss Ressourcen zur Verfügung stellen, die für die vielfältige Arbeit an 

und mit Europa und der Transnationalisierung der Demokratie, für entspre-
chende Bildungs- und Informationsleistungen, für europäische Engagements ge-
nutzt werden können. Nur wenn mehr über einiges besser bescheid wissen im 
Zusammenhang mit der Demokratie und Europa und entsprechende europäische 
Handlungserfahrungen machen können, kann die nationalkonservative Hegemo-
nie in der Schweiz überwunden werden. 
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